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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Sonderzahlungsgesetzes

§ 5 Absatz 1 des Sonderzahlungsgesetzes vom 5. November 2003 
(GVBl. S.  538), das zuletzt durch Artikel  2 des Gesetzes vom 
20. Juli 2017 (GVBl. S. 382) geändert worden ist, wird wie folgt 
gefasst:

„(1) Die Sonderzahlung bemisst sich unter Berücksichtigung des 
§ 6 des Bundesbesoldungsgesetzes in der Überleitungsfassung für 
Berlin nach der Besoldungsgruppe, die am 1. Dezember für die Be-
zügezahlung maßgebend ist. Sie beträgt ab dem Jahr 2018
1.	 für die Beamtinnen und Beamten in den Besoldungsgruppen A 4 

bis A 9 1.550 Euro, für Versorgungsempfängerinnen und Ver-
sorgungsempfänger, deren Versorgung sich aus den Besoldungs-
gruppen A 1 bis A 9 berechnet, 775 Euro,

2.	 für die Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Rich-
ter in den übrigen Besoldungsgruppen 900 Euro, für Versor-
gungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger, deren Ver-
sorgung sich aus den übrigen Besoldungsgruppen berechnet, 
450 Euro und

3.	 für die Beamtinnen und Beamten im Vorbereitungsdienst 
500 Euro.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 18. Dezember 2018

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r

Zweites Gesetz
zur Änderung des Sonderzahlungsgesetzes 

(Zweites Sonderzahlungsänderungsgesetz – 2. SZÄndG)
Vom 18. Dezember 2018


